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Russlands langer Weg nach Europa*

von Helmut Wagner, Berlin

Während in Russland heute die Meinung verbreitet
ist, dass Europa es zwar besser habe aber weit weg

sei, wird in Europa von vielen die Ansicht vertreten, dass
Russland zwar zu Europa gehöre aber für das kleine Euro-
pa zu groß sei. Wie können die in diesen Wahrnehmungen
zum Ausdruck kommenden beiderseitigen Vorbehalte ge-
gen ein enges und vertrauensvolles Verhältnis zwischen
beiden ausgeräumt werden?

Die vermisste Nähe und Gemeinsamkeit könnte immerhin
in einem behutsamen und stetigen Prozess der Annähe-
rung auf der Grundlage zunehmend gemeinsamer Interes-
sen und Ziele bewirkt werden. Warum sollte das in einer
Welt dichter Kommunikation und vervielfältigten Austau-
sches nicht schneller als erwartet möglich sein? Zumal
wenn sich herausstellen wird, wie angewiesen beide Sei-
ten aufeinander sind und wie vorteilhaft eine Vereinigung
für sie ist? Anders dagegen steht es mit der vermuteten
Übergröße Russlands. Sie ist auf diesem Wege nicht aus
der Welt zu schaffen. Aber ist sie wirklich ein unüberwind-
barer Hinderungsgrund für ein langsames Zusammenrük-
ken und einen dauerhaften engen Zusammenschluss?

Russland ist trotz seiner Größe in der Vergangenheit, als
Zarenreich, ein fester und anerkannter Bestandteil des eu-
ropäischen Staatensystems gewesen, hat es sogar zwei-
mal, bei dem französischen Umsturzversuch unter Napole-
on I. und dem deutschen unter Kaiser Wilhelm II., vor dem
Zusammenbruch gerettet, hat es zu keiner Zeit bedroht.
Auch das Sowjet-Reich hat, nachdem Stalin zunächst mit
Hitler paktiert hatte, Europa diesen Dienst gegen Hitler
erwiesen, aber „Russland“ ist danach durch die sowjeti-
schen Praktiken in Zentral- und Osteuropa selbst als Be-
drohung Europas, seiner vereinzelten Nationen empfun-
den worden. Aus dieser Erfahrung resultieren denn wohl
auch die heute in ganz Europa immer noch latent beste-
henden Bedrohungsängste. Aber das Russland von mor-
gen, von dem hier im Blick auf seine mögliche Zukunft die
Rede ist, ist nicht die bis nach Mitteleuropa vorgerückte
und dann nicht wieder abgezogene Sowjetunion, sondern
ein, wie alle europäische Nationen, auf sein Gebiet begrenz-
ter, innerlich gefestigter und befriedigter Staat; wenn auch
mit einer Bevölkerung von 147 Millionen nach Deutsch-
land mit 82 Millionen das größte europäische Volk auf ei-
nem Riesenterritorium von 17 Millionen qkm, dem mehr als
Dreifachen des ganzen übrigen geographischen Europa
mit 4.9 Millionen qkm.

Ebenfalls grundlegend gewandelt, jedoch in seiner neuen
Struktur und Organisation bislang noch genauso wenig
zur Kenntnis genommen, hat sich das Europa, von dem
hier die Rede ist. Es ist nicht mehr das Europa übernatio-
naler Weltreiche und auch nicht länger das souveräner
Staaten, wie es das über tausend Jahre lang gewesen ist,

sondern eine Staatengemeinschaft von derzeit 15, in ab-
sehbarer Zeit gewiss von weitaus mehr europäischen Na-
tionen. Ihre Gesamtzahl beträgt, wenn man die Anzahl der
europäischen Mitglieder der OSZE zugrundelegt, ein-
schließlich Russlands gegenwärtig 51. Der politisch ein-
heitlich organisierte Teil Europas, die supranationale Eu-
ropäische Union, hat schon jetzt auf einem Territorium von
3,2 Millionen qkm eine Bevölkerung von 375 Millionen
und sie wird, wenn ihr alle europäischen Nationen ein-
schließlich Russlands angehören werden, auf einem Terri-
torium von 22 Millionen qkm über 600 Millionen zählen.
(94) Warum sollte in ihr nicht auch ein Platz für Russland
sein? Wenn es doch gelungen ist, das übermächtige
Deutschland, das renitente England, das hochmütige
Frankreich und das stolze Spanien, ja möglicherweise so-
gar die osmanische Türkei, zu verkraften und institutionell
einzubinden. Warum sollte das Gleiche nicht auch mit dem
großen Russland gelingen?

Nein, es gibt keinen ersichtlichen Grund, warum Russland
nicht in einen föderal organisierten europäischen Staaten-
verbund aller europäischen Nationen passen sollte. Es
passt nur partout nicht als ein Reich übernationaler Zu-
sammensetzung und imperialer Neigungen, auch nicht als
ein Nationalstaat, der nicht gewillt ist, seine Souveränität
mit anderen Nationen zum eigenen Nutzen zu teilen, wohl
aber als ein in seiner nationalen Existenz gesicherter, seine
einmalige kulturelle Identität bewahrender Staat. Als sol-
cher ist er in Europa höchst willkommen, vervollständigt
es, macht es erst zu einem Ganzen.

Was Winston Churchill vor 64 Jahren von den kontinenta-
len Völkern Frankreichs und Deutschlands gesagt hat,
würde er, denke ich, nicht zögern, heute auch auf das rus-
sische Volk auszudehnen: „There can be no revival of
Europe without a spiritually great France, a spiritually great
Germany, and a spiritually great Russia.“ (95) Er würde
damit, glaube ich, heute vielen Europäern, wie damals in
Zürich, aus dem Herzen sprechen und den Verzagten unter
ihnen insofern Mut machen, als Churchills ursprüngliche
Vision so abwegig ja nicht gewesen ist, sondern sich im
Laufe von nur einer Generation erfüllt hat. Russlands Zen-
tren von St. Petersburg über Moskau bis Jekaterinenburg,
ja auch mit Wladiwostok und Kaliningrad/Königsberg,
würden dann wieder das werden, was sie schon einmal
gewesen sind, europäische Zentren, ohne ihre spezifisch
russische Eigenart zu verleugnen oder zu verlieren. Ganz
Europa würde davon, wenn sie das eine und zugleich das
andere wären, profitieren.

In einem vereinten Gesamteuropa würden Helsinki, Tallinn
und Riga, Wilna und Warschau, Kiew, Odessa und
Chisinau für Russland kein „nahes“ und Berlin, Prag und
Wien, Paris, London und Madrid kein „fernes Ausland“
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sein, sondern „Inland“. Es wäre gemeinsam mit allen ande-
ren europäischen Nationen unter einem sie alle schützen-
den Dach vereint, würde die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie alle anderen haben, hätte die gleiche Währung.
Kiew und der Berg Athos ganz bestimmt, möglicherweise
auch Konstantinopel/Cargrad/Istanbul brauchten erst gar
nicht erobert zu werden, sie gehörten dazu, nämlich der
gleichen Staatengemeinschaft an, wie Russland auch. Ur-
alte russische Träume könnten sich, nein, werden sich auf

diese Weise unblutig erfüllen, wenn Russland es nur will.
Ein politisch geeintes Gesamteuropa ist der Weg dazu.

Helmut Wagner ist  Professor emeritus für Politische Theo-
rie am Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften
der FU Berlin.

* Schlusskapitel einer noch unveröffentlichten Abhandlung mit
dem Titel „Das wechselvolle Verhältnis Russlands zu Europa
in gesamteuropäischer Perspektive“.

Wahlen im Wandel – Albanien reformiert sein Wahlsystem
und setzt für die Kommunalwahlen im Herbst neue Standards
von Tim Bittiger, Tirana

Diesen Herbst findet auf dem westlichen Balkan ein
regelrechter Wahlmarathon statt. Zwischen Septem-

ber und November werden in kurzer Abfolge die Wähler
Mazedoniens, Jugoslawiens, Albaniens, des Kosovo und
Bosniens an die Urnen treten.1 Das allgemeine Augen-
merk liegt zur Zeit vor allem auf den Wahlen in Jugoslawi-
en und im Kosovo. In Serbien und Montenegro steht der
Weiterbestand des Belgrader Regimes und des jugoslawi-
schen Rumpfstaates auf dem Spiel. In der albanisch domi-
nierten Provinz wird unter der Ägide der internationalen
Verwaltung der erste Schritt zu einer Nachkriegsordnung
unternommen.

Neben diesen Ereignissen vergisst man allzu oft die Ent-
wicklungen in den Nachbarländern. In Albanien, zum Bei-
spiel, geht die Bedeutung der diesjährigen Kommunalwah-
len weit über den bloßen Urnengang hinaus. Gegenwärtig
findet in der Republik an der Adria eine umfassende Re-
form des Wahlsystems statt. Gesetzgebung, Verwaltung
und Registrierung werden internationalen Standards
angepasst. Gleichzeitig unterläuft das Land eine nachhal-
tige Umgestaltung seines immer noch sozialistisch struk-
turierten Verwaltungssystems. Durch Dezentralisierung
sollen die albanischen Städte und Gemeinden mehr Kom-
petenzen zur Selbstverwaltung erhalten.

Umfassende Reform des Wahlrechts
Die Reform des albanischen Wahlgesetzes stand ganz oben
auf dem Programm der Wahlexperten. Eine Rechtsreform
war dringend notwendig geworden, um der Vielzahl an wi-
dersprüchlichen Gesetzen, Verordnungen, und Entschei-
dungen Herr zu werden. Neben der Kodifizierung oder
Vereinheitlichung sollte die veraltete Rechtslage außerdem
an die neue albanische Verfassung und an internationale
Standards angepasst werden.

Am 21. Februar 2000 beschlossen die albanischen Parteien,
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die die Kodifizierung vor-
nehmen sollte. Die Koalitionsparteien, die Oppositionspar-
teien und internationale Organisationen2 in Albanien ernann-
ten zu diesem Zwecke jeweils fünf Wahlrechtsexperten.

Die Gespräche fanden vom 8. März bis zum 7. April unter
der Schirmherrschaft der OSZE Präsenz in Albanien statt.
Zu Anfang schienen alle Teilnehmer zur Zusammenarbeit
bereit. Nach kurzer Zeit jedoch verließen die Oppositions-
vertreter die Arbeitsgruppe, zunächst kurzfristig, schließ-
lich endgültig. Die Experten der Oppositionsparteien for-
derten anfänglich schriftlich verbürgte Chancengleichheit
der Parteien in den Gesprächen. Es stellte sich aber bald
heraus, dass sie das Prinzip der Parität auch auf die Beset-
zung der Wahlkommissionen anwenden wollten. Dies hät-
te bedeutet, dass Parteien der Regierung und der Opposi-
tion diese Kommissionen zu gleichen Teilen mit Vertretern
bestücken.

In der Vergangenheit waren die Wahlkommissionen tat-
sächlich paritätisch und politisch besetzt worden, was sich
aber negativ auf ihr Funktionieren auswirkte. Kommissions-
mitglieder entschieden grundsätzlich nach den Anweisun-
gen ihrer Parteien. Blockaden waren so vorprogrammiert,
vor allem in entscheidenden Phasen der Wahlen. Die neue
Verfassung schreibt nun parteiunabhängige Mitglieder vor,
die von Verfassungsorganen ernannt werden.

Im Laufe der Gespräche wurde der Streit um die Besetzung
unüberbrückbar. Die Opposition verließ den Verhandlungs-
tisch. Die Verhandlungen wurden mit den Experten der Re-
gierungskoalition fortgesetzt. Am 10. April konnte der Lei-
ter der OSZE-Präsenz, Botschafter Geert-Hinrich Ahrens,
dem albanischen Premierminister Ilir Meta den Entwurf der
Gruppe überreichen. Am 8. Mai nahm das Parlament den
Wahlkodex mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit an.

Die schwierige Geburt einer neuen
Zentralen Wahlkommission

Die Opposition war bei der Abstimmung im Parlament nicht
zugegen und hält ihre Kritik an dem Gesetz aufrecht. Die
Zentrale Wahlkommission steht weiterhin im Kreuzfeuer.
Die Demokratische Partei vertritt den Standpunkt, dass
die alte Wahlgesetzgebung – während der Präsidentschaft
des Parteiführers Sali Berisha verabschiedet – völlig ge-




